
                                                   

 

Fraktion DL/FW-UDS in der 
Stadtverordnetenversammlung  
der Kreisstadt Dietzenbach 

 
 
An 
die Stadtverordnetenvorsteherin der                                              
Kreisstadt Dietzenbach                                                                                         31.05.2020 
 
                    
 
Antrag zum Komplex Rosenpark 
 
Die SVV möge beschließen: 
 
Der Magistrat wird aufgefordert, die Voraussetzungen für eine umfassende Behandlung des 
Themenkomplexes „Rosenpark“ durch die Stadtverordneten zu schaffen.  
 
Dies bedeutet einerseits die Bereitstellung von aktuellen Informationen zu den relevanten 
straf- und privatrechtlichen, den finanziellen sowie den sozialpolitischen Aspekten. 
 
Andererseits scheint die Schaffung organisatorischer Rahmenbedingungen für einen 
interfraktionellen Arbeitskreises „Rosenpark“ dringend geboten, um für die notwendigen 
Entscheidungen einen breiten Konsens zu erreichen. 
 
Begründung und Erläuterung: 
 
Die hinterhältigen Krawalle der vergangenen Woche, die aktuellen Presseartikel über das 
umfängliche Bunkern von Hehlerware, die jahrelangen gerichtlichen und staatsanwaltlichen 
Verzögerungen und das inkriminierte Verhalten der Hausverwaltung sowie die 
liquiditätsbedrohenden Inkassoprobleme für die Stadtwerke und Städt. Betriebe sind Belege 
für gewaltige Probleme in Verbindung mit der Wohnanlage Rosenpark. Diese sind zwar 
Kennern der Szene zum Teil schon länger bekannt, in der geballten Präsentation aber  
erschreckend und in ihren nur schwer zu durchschauenden Abhängigkeiten von den immer 
wieder als Hauptursachen genannten Problemindikatoren wie  z.B. hohe Fluktuation, 
Überbelegung und einem hohen Anteil bildungsferner und sozialschwacher Einwohner einer 
schnellen Lösung nicht zugänglich. 
 
Der übergroße Handlungsbedarf ist offensichtlich. Die Hauptleidtragenden sind die Mieter und 
Wohnungseigentümer (u.a. städt. Wohnungsgesellschaft), die Versorgungsunternehmen (u.a. 
SWD, SBD), die Polizei und Feuerwehr. Aber keiner dieser Betroffenen hat einen 
entscheidenden und ausschließlichen Einfluss auf die ursprünglichen Problemursachen.    
 
Deshalb müssen Lösungen - ggfs. mit Einbindung Dritter - von der Politik entwickelt werden. 
Dass die Zeit drängt, gebietet allein schon die Fürsorgepflicht v.a. gegenüber den 
ehrenamtlich tätigen Feuerwehrmitarbeitern und die dringend notwendige Vermeidung 
weiteren Imageschadens für die Stadt Dietzenbach.  
 
  
Fraktion DL/FW-UDS 
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